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Konkrete Maßnahme 

Um Klarheit und Planungssicherheit zu schaffen, schlagen wir die Aufnahme einer Definition unter § 3 für 

die Stromerzeugungsanlage analog der etablierten und bewährten Webhilfe des 

Marktstammdatenregisters vor: 

„§3 Nr. [XY]. „Stromerzeugungsanlage“ Anlagen, die Strom für die Einspeisung in das Stromnetz oder für 

den eigenen Verbrauch erzeugen wie Solaranlagen, Stromspeicher, Windenergieanlagen, 

Biomasseanlagen, Wasserkraftanlagen, Anlagen zur Stromerzeugung aus Geo- oder Solarthermie, 

Grubengas, Klärschlamm, Druckentspannung sowie Verbrennungsanlagen einschließlich KWK-Anlagen 

und Brennstoffzellen.“ 

10. KWK Anlagen als eigene Option explizit benennen (§ 42) 

Eine Positivliste für Optionen zum Ersatz einer Heizungsanlage begrüßen wir. In Anlage 4 zu § 22 Absatz 1 

(Primärenergiefaktoren) und in Anlage 9 zu § 85 Absatz 3 (Umrechnung in Treibhausgasemissionen) ist 

"Wärme aus KWK, gebäudeintegriert oder gebäudenah" erwähnt. In der Auflistung von Optionen in § 42 (2) 

fehlt aber die Wärme aus KWK und sollte als eine weitere und eigenständige Option zum Ersatz einer 

Heizungsanlage aufgelistet werden. 

Eine eigene Option ist gerechtfertigt, da die „gebäudenahe oder gebäudeintegrierte KWK“ eine 

besondere Aufgabe bei der Stützung von lokalen Stromnetzen hat. Damit ermöglicht sie weitere 

Anschlüsse von Wärmepumpen und PV-Anlagen gerade in der Niederspannung und nimmt im Rahmen 

des Umbaus des Energiesystems eine zunehmend größere Rolle ein. KWK-Anlagen als flexible 

Stromerzeugungsanlagen orientieren ihren Betrieb an den Anforderungen und Signalen des 

Strommarktes sowie der Stromnetze. Die zeitgleiche Wärmeproduktion steht nur dann zur Verfügung, 

wenn ein Betrieb nach den Stromsignalen möglich ist. Heizungsanlagen (insbesondere Heizkessel) 

hingegen erzeugen ausschließlich Wärme, dies aber jederzeit und ohne Einschränkung. 

Konkrete Maßnahmen 

In § 42 (2) folgende Optionen für den Ersatz einer Heizungsanlage ergänzen: 

„.... 

9. Wärme aus einer KWK-Anlage 

10. eine andere innovative Heizungslösung.“ 
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Außerdem ist in einem neuen § 47 „KWK-Anlage“ die notwendige Detaillierung einzufügen, die in § 41 (1) 

bereits erwähnt wird, aber ungenutzt bleibt: 

„§ 47 KWK-Anlage  

(1) Eine KWK-Anlage darf zum Zweck der Inbetriebnahme in einem Gebäude nur eingebaut oder 

aufgestellt werden, wenn sie mindestens 60 Prozent der benötigten Wärme oder Kälte erzeugt und 

hocheffizient nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ist. Wird die KWK-Anlage mit einer 

Brennstoffzelle betrieben, muss die benötigte Wärme oder Kälte zu mindestens 50 % von der 

Brennstoffzelle erzeugt werden. 

(2) Wird die KWK-Anlage gemeinsam mit einer Heizungsanlage, die mit Gas, Heizöl oder Flüssiggas 

beschickt wird, betrieben, ist für den Betrieb der Heizungsanlage die Pflicht nach § 43 Absatz 1 erfüllt, 

wenn die KWK-Anlage die Mindestanteile an Wärme nach Absatz 1 erzeugt.“ 

11. Anrechnung von Strom aus erneuerbaren Energien erleichtern (§ 23 GmodG-E) 

Die Verwendung des Begriffs „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ ist zu eng gefasst und wird den 

praktischen Anforderungen moderner Quartiers- und Versorgungslösungen nicht gerecht. „Unmittelbar“ 

wird regelmäßig dahingehend ausgelegt, dass sich Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen auf demselben 

Grundstück oder innerhalb desselben Gebäudes befinden müssen. Gerade bei Quartierslösungen 

entspricht dies jedoch häufig nicht der technischen und städtebaulichen Realität. In der Praxis werden 

Photovoltaikanlagen oftmals auf mehreren Gebäuden, unterschiedlichen Grundstücken oder ergänzend 

auf Freiflächen installiert, um verfügbare Flächenpotenziale optimal zu nutzen und eine wirtschaftliche 

sowie klimafreundliche Energieversorgung zu ermöglichen. Die erzeugten Strommengen werden 

anschließend über Direktleitungen oder innerhalb einer Kundenanlage für den Betrieb von 

Wärmepumpen sowie weiterer elektrischer Komponenten der Wärmeversorgung genutzt. 

Die zusätzliche Einschränkung durch das Wort „unmittelbar“ würde hingegen zahlreiche innovative und 

effiziente Quartierslösungen regulatorisch benachteiligen oder unnötig ausschließen. Dies steht den 

Zielen einer technologieoffenen, praxisnahen und wirtschaftlichen Wärmewende entgegen. 

Konkrete Maßnahme 

Das Wort „unmittelbar“ im § 23 Abs. 1 GmodG-E ist ersatzlos zu streichen. 

(1) Strom aus erneuerbaren Energien, der im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zu einem zu 

errichtenden Gebäude erzeugt wird, darf bei der Ermittlung des 
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Jahres-Endenergiebedarfs und des Jahres-Primärenergiebedarfs des zu errichtenden Gebäudes nach § 20 

Absatz 1 und nach § 21 Absatz 1 und 2 nach Maßgabe des Absatzes 2 in Abzug gebracht werden. 

12. Verpflichtender Einbau von Wärmemengenzählern hinter der Wärmeerzeugungsanlage 

Um die ambitionierten Klimaschutzziele der Bundesregierung zu erreichen, werden Instrumente und 

Lösungen benötigt, die einen effizienten Betrieb von Heizungsanlagen herbeiführen und die 

Sanierungsrate im Gebäudebestand deutlich beschleunigen.  

Ob die vom Vermietenden betriebene Zentralheizung effizient läuft, kann im Regelfall nicht kontrolliert 

werden, weil nur die verbrauchte Brennstoffmenge, nicht aber die damit erzeugte Wärmemenge bekannt 

ist. Ein Wärmemengenzähler, der die im Kessel erzeugte Wärmemenge misst, schafft die nötige 

Transparenz. 

Die mit dem Einbau verbundenen Kosten werden durch die Vorteile für Gebäudeeigentümer, 

Bewohnende und Energieunternehmen mehr als kompensiert: 

• Nur dann, wenn die gesamte in einer Anlage erzeugte Wärmemenge bekannt ist, lässt sich mit Hilfe 

des bekannten Brennstoffverbrauchs ermitteln, ob die Anlage noch effizient läuft oder ob sie besser 

eingestellt oder erneuert werden muss. 

• Nur dann, wenn die gesamte in einer Anlage erzeugte Wärmemenge bekannt ist, ist feststellbar, ob 

das Verbrauchsverhalten der Gebäudenutzenden oder die mangelnde Effizienz der 

Wärmeerzeugungsanlage der Grund für hohe Heizkosten sind. Diese Kenntnis ist mithin Grundlage für 

sinnvolle Handlungsansätze zur Minderung der Heizkosten. 

• Wärmemengenzähler sind die beste Möglichkeit festzustellen, wie die Gesamtenergieeffizienz eines 

Gebäudes aussieht. Dies bedeutet, dass Investitionen und Förderungen für Effizienzmaßnahmen 

gezielt dort vorgenommen werden können, wo die besten Ergebnisse zu erzielen sind. Es wird 

einfacher die Umweltziele wirtschaftlich umzusetzen. 

• Wärmemengenzähler erlauben es genaue vorher-nachher Betrachtungen anzustellen. Dies ermöglicht 

Energieeffizienzdienstleistern bessere Angebote zu erstellen und gibt den Kund:innen die Möglichkeit, 

hinterher zu überprüfen, ob die Vorgaben eingehalten wurden. Der Wettbewerb wird belebt. 

• Der technische Aufwand für die Nachrüstung ist gering (überall möglich). 

• Die Kosten sind gering, umlagefähig und finanzierbar über die Optimierung der Anlage. 

• Allein durch eine mögliche Korrektur der Vorlauftemperatur, der Heizkurve oder einer 

Parallelverschiebung der Heizkurve etc. kann oftmals eine Einsparung von 5 Prozent der Wärmekosten 

erreicht werden.  
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• Die Anlagen werden für Mietende und Vermietende transparent. Potenziale werden aufgezeigt und 

führen anschließend zu Optimierungen, um das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß 

Betriebskostenverordnung einzuhalten.  

• Wärmemengenzähler sind eine schnelle Lösung, um für Heizungsanlagen im Bestand zwischen 5 - 15 

Prozent Endenergie einzusparen. 

Konkrete Maßnahme 

Im GModG ist der verpflichtende Einbau von Wärmemengenzählern (WMZ) hinter der 

Wärmeerzeugungsanlage sowohl im Neubau als auch im Bestandsbau einzuführen. Laut 

Heizkostenverordnung ist der Einbau von Wärmemengenzählern für die Warmwasserbereitung bereits 

Pflicht. Wir fordern eine Erweiterung der Pflicht auch auf die Wärmemenge, die für die Heizung 

verwendet wird. 

13. Keine Kaskadenpflicht bei Holz 

Das GmodG-E lässt nicht nur die nachhaltige Waldbewirtschaftung und die sinnvolle Nutzung von 

Resthölzern außer Acht, sondern verschärft ungerechtfertigterweise die europäischen Vorgaben 

deutlich. Die Erneuerbaren Energien Richtlinie III (2023/2413 RED III) bezieht sich ausschließlich auf die 

Ausgestaltung von Förderregelungen für Energie aus Biomasse-Brennstoffen, nicht jedoch auf 

ordnungsrechtliche Vorgaben oder das Verbot bestimmter Einsatzstoffe, wie im GModG-E angedacht.  

Zudem sind in der Richtlinie für die Umsetzung des Kaskadenprinzips explizit Ausnahmeoptionen 

vorgesehen, wenn eine Verwertung durch die lokale Industrie quantitativ oder technisch nicht möglich 

oder sinnvoll ist. Das ist in Deutschland der Fall. 

Die energetische Verwertung von Holz, insbesondere von Reststoffen und Nebenprodukten ist vielmehr 

ein zentraler Bestandteil einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft. Hinzu kommt, dass moderne 

Holzheizsysteme in den vergangenen Jahren erhebliche Fortschritte bei Effizienz und 

Emissionsreduktion gemacht haben. Ein pauschales Verbot neuer moderner Holzheizungen bremst diese 

technologischen Entwicklungen aus, mit fatalen Folgen für Hersteller, Märkte und den 

Wirtschaftsstandort Deutschland. 

Konkrete Maßnahmen 

Insbesondere die Vorgabe zur Kaskadennutzung gilt es zu streichen. Die Nutzung von Resthölzern ist 

durch das GmodG-E zu gestatten und das Verbot bestimmter Biomasse-Brennstoffe aufzuheben. 
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Abschließende Bemerkung 

Die Wärmewende entscheidet sich nicht allein an politischen Zielmarken, sondern an ihrer praktischen 

Umsetzbarkeit vor Ort. Contracting-Lösungen leisten hierzu bereits heute einen konkreten Beitrag. 

Deshalb braucht es einen regulatorischen Rahmen, der Investitionen absichert, technologische Offenheit 

wahrt, Wettbewerbsnachteile aus dem Weg räumt und eine schnelle Skalierung klimaneutraler 

Wärmeversorgung ermöglicht. Die von uns angeführten Maßnahmen verbessern das GmodG-E 

dahingehend und erleichtern den Einsatz von Contracting-Lösungen als Instrument der Wärmewende.  

Im Grundsatz gilt: 

• Keine fossilen Lock-In-Effekte belohnen 

• Kleine Contracting- und Quartierslösungen nicht wie große Fernwärmenetze behandeln 

• Klimaschutz, Mieterschutz und Investitionssicherheit zusammendenken 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 






